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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1964 Ausgegeben am 3. April 1964 21. Stück

54. Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Großherzogtum Luxemburg zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen.

5 5 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Finnland zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und
vom Vermögen.

54.
Nachdem das am 18. Oktober 1962 in Luxemburg unterzeichnete Abkommen zwischen der

Republik Österreich und dem Großherzogtum Luxemburg zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, welches also lautet:

A b k o m m e n
zwischen der Republik Österreich und dem
Großherzogtum Luxemburg zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Ver-

mögen.
Der Bundespräsident der Republik Österreich

und Ihre Königliche Hoheit die Großherzogin
von Luxemburg sind, von dem Wunsche geleitet,
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen
und vom Vermögen die Doppelbesteuerung nach
Möglichkeit zu vermeiden, übereingekommen,
ein Abkommen abzuschließen. Zu diesem Zweck
haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Ernst L e m b e r g e r , außer-

ordentlicher Gesandter und bevollmäch-
tigter Minister der Republik Österreich im
Großherzogtum Luxemburg.

Ihre Königliche Hoheit die Großherzogin von
Luxemburg:
Herrn Eugène S c h a u s , Minister der Aus-

wärtigen Angelegenheiten, Herrn Pierre
W e r n e r , Minister der Finanzen.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten folgendes vereinbart:

Artikel 1
(1) Dieses Abkommen findet Anwendung auf

natürliche und juristische Personen, die ihren
Wohnsitz im Sinne des Artikels 2 in der Repu-
blik Österreich oder im Großherzogtum Luxem-
burg oder in beiden Vertragstaaten haben.

(2) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf
die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkom-
men und vom Vermögen, die für Rechnung
eines jeden der beiden Vertragstaaten, seiner Län-

der, Gemeinden oder Gemeindeverbände (auch
in Form von Zuschlägen) erhoben werden.

(3) Als Steuern vom Einkommen und vom Ver-
mögen gelten alle Steuern, die vom Gesamtein-
kommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen
des Einkommens oder des Vermögens erhoben
werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn
aus der Veräußerung beweglichen oder unbeweg-
lichen Vermögens sowie der Steuern vom Ver-
mögenszuwachs.

(4) Zu den Steuern, für die dieses Abkommen
gilt, gehören zur Zeit:

1. in der Republik Österreich:
a) die Einkommensteuer,
b) die Körperschaftsteuer,
c) die Vermögensteuer,
d) der Beitrag vom Einkommen zur Förde-

rung des Wohnbaues und für Zwecke des
Familienlastenausgleiches,

e) die Aufsichtsratsabgabe,
f) die Gewerbesteuer (einschließlich der Lohn-

summensteuer),
g) die Grundsteuer,
h) die Abgabe von land- und forstwirtschaft-

lichen Betrieben,
i) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten

Grundstücken,
j) die Abgabe von Vermögen, die der Erb-

schaftssteuer entzogen sind;

2. im Großherzogtum Luxemburg:
a) die Einkommensteuer,
b) die Körperschaftsteuer,
c) die besondere Steuer von Tantiemen,
d) die Vermögensteuer,
e) die Gewerbesteuer (einschließlich der Lohn-

summensteuer),
f) die Grundsteuer.
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(5) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder ähnlicher Art, die künftig neben
den geltenden Steuern oder an deren Stelle er-
hoben werden. Die obersten Finanzbehörden der
beiden Vertragstaaten werden sich am Ende eines
jeden Jahres die in ihren Steuergesetzen einge-
tretenen Änderungen mitteilen.

(6) Die in diesem Abkommen genannten
obersten Finanzbehörden sind auf Seiten der
Republik Österreich das Bundesministerium für
Finanzen und auf Seiten des Großherzogtums
Luxemburg der Minister der Finanzen oder sein
bevollmächtigter Vertreter.

Artikel 2

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Vertragstaaten Einkünfte, für die in
diesem Abkommen keine Regelung getroffen ist,
so hat dieser Vertragstaat das Besteuerungsrecht
für diese Einkünfte.

(2) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Vertragstaaten" eine natürliche Person,
die nach dem Recht dieses Vertragstaates dort
auf Grund ihres Wohnsitzes oder ihres gewöhn-
lichen Aufenthaltes steuerpflichtig ist, oder eine
juristische Person, die nach dem Recht dieses
Vertragstaates dort auf Grund ihres Sitzes oder
des Ortes ihrer tatsächlichen Leitung steuer-
pflichtig ist.

(3) Ergibt sich nach den Bestimmungen des
Absatzes 2 für eine natürliche Person ein Wohn-
sitz in beiden Vertragstaaten, so ist der Wohn-
sitz im Sinne dieses Abkommens wie folgt zu
ermitteln:

a) der Wohnsitz einer natürlichen Person gilt
als in dem Vertragstaat gelegen, in dem sie
über eine ständige Wohnstätte verfügt. Ver-
fügt sie in beiden Vertragstaaten über eine
ständige Wohnstätte, so gilt ihr Wohnsitz
als in dem Vertragstaat gelegen, zu dem sie
die engeren persönlichen und wirtschaft-
lichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der
Lebensinteressen) ;

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem
der beiden Vertragstaaten die Person den
Mittelpunkt der Lebensinteressen hat, oder
verfügt sie in keinem der Vertragstaaten
über eine ständige Wohnstätte, so gilt ihr
Wohnsitz als in dem Vertragstaat gelegen,
in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt
hat;

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in beiden oder in keinem der beiden
Vertragstaaten, so gilt ihr Wohnsitz als in
dem Vertragstaat gelegen, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzt;

d) gehört die Person beiden oder keinem der
Vertragstaaten an, so werden die obersten
Finanzbehörden der beiden Vertragstaaten
die Frage im beiderseitigen Einvernehmen
regeln.

(4) Ergibt sich nach den Bestimmungen des
Absatzes 2 für eine juristische Person ein Wohn-
sitz in beiden Vertragstaaten, so gilt ihr Wohn-
sitz im Sinne dieses Abkommens als in dem Ver-
tragstaat gelegen, in dem sich der Or t ihrer tat-
sächlichen Leitung befindet. Dasselbe gilt für Per-
sonengesellschaften und andere Personenvereini-
gungen, die nach den für sie maßgebenden inner-
staatlichen Gesetzen keine juristischen Personen
sind.

Artikel 3

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Vertragstaaten Einkünfte aus unbe-
weglichem Vermögen, das in dem anderen Ver-
tragstaat liegt, so hat der andere Vertragstaat das
Besteuerungsrecht für diese Einkünfte.

(2) Der Begriff „unbewegliches Vermögen" be-
stimmt sich nach dem Recht des Vertragstaates,
in dem das Vermögen hegt. Der Begriff umfaßt
in jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen
Vermögen, das lebende und tote Inventar land-
und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, auf
die die Vorschriften des Privatrechtes über
Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungs-
rechte an unbeweglichem Vermögen sowie die
Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen
für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeu-
tung von Mineralvorkommen, Quellen und ande-
ren Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge
gelten nicht als unbewegliches Vermögen.

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmit-
telbaren Nutzung, der Vermietung oder Ver-
pachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung
unbeweglichen Vermögens. Er gilt ferner für
Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen
Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Ein-
künfte aus unbeweglichem Vermögen eines ge-
werblichen Unternehmens und für Einkünfte aus
unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung
eines freien Berufes dient.

Artikel 4

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Vertragstaaten Einkünfte aus einem
gewerblichen Unternehmen, dessen Tätigkeit
sich auf das Gebiet des anderen Vertragstaates
erstreckt, so hat der andere Vertragstaat das Be-
steuerungsrecht für diese Einkünfte nur insoweit,
als sie auf eine dort befindliche Betriebstätte des
Unternehmens entfallen.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 sind auch
auf Einkünfte aus offenen oder stillen Beteiligun-
gen an einem gesellschaftlichen Unternehmen an-
zuwenden, mit Ausnahme der Beteiligungen in
Form von Aktien, Kuxen, Genußscheinen, Obli-
gationen mit Gewinnbeteiligung, sonstigen Wert-
papieren sowie der Anteile an Genossenschaften
und Gesellschaften mit beschränkter Haftung.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sowohl für die
durch unmittelbare Nutzung als auch für die
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durch Vermietung, Verpachtung und jede andere
Art der Nutzung des gewerblichen Unternehmens
erzielten Einkünfte, sowie für Einkünfte aus der
Veräußerung eines Unternehmens im ganzen,
eines Anteiles am Unternehmen, eines Teilbetrie-
bes oder von Gegenständen, die im Unternehmen
benutzt werden.

(4) Der Betriebstätte sollen diejenigen Einkünfte
zugewiesen werden, die sie erzielt hätte, wenn
sie sich als selbständiges Unternehmen mit glei-
chen oder ähnlichen Geschäften unter gleichen
oder ähnlichen Bedingungen befaßte und Ge-
schäfte wie ein unabhängiges Unternehmen
tätigte.

(5) Bei der Ermittlung der aus der Tätigkeit
einer Betriebstätte erzielten Einkünfte ist grund-
sätzlich vom Bilanzergebnis der Betriebstätte aus-
zugehen. Dabei sollen alle der Betriebstätte zu-
rechenbaren Ausgaben einschließlich eines Anteils
an den allgemeinen Verwaltungskosten des Unter-
nehmens berücksichtigt, jedoch künstliche Ge-
winnverlagerungen ausgeschlossen werden; ins-
besondere ist die Vereinbarung von Zinsen oder
Lizenzgebühren zwischen den Betriebstätten des-
selben Unternehmens unbeachtlich.

(6) In besonders gelagerten Fällen kann bei der
Ermittlung der Einkünfte der Gesamtgewinn des
Unternehmens aufgeteilt werden. Bei Versiche-
rungsunternehmen kann in solchen Fällen als
Maßstab das Verhältnis der Rohprämienein-
nahmen der Betriebstätte zu den gesamten Roh-
prämieneinnahmen des Unternehmens zugrunde
gelegt werden. Die obersten Finanzbehörden der
beiden Vertragstaaten sollen sich zu einem mög-
lichst frühen Zeitpunkt verständigen, wenn dies
für die Aufteilung der Einkünfte im einzelnen
Fall erforderlich ist.

(7) Absatz 1 ist entsprechend auf die Gewerbe-
steuer anzuwenden, die von einer anderen Be-
messungsgrundlage als den Einkünften erhoben
wird.

Artikel 5

(1) Der Ausdruck „Betriebstätte" bedeutet eine
feste Geschäftseinrichtung, in der die Tätigkeit
des Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt
wird.

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt ins-
besondere:

a) den Ort. der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,

c) eine Geschäftsstelle,

d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte,
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine

andere Stätte der Ausbeutung von Boden-
schätzen,

g) eine Bauausführung oder Montage, deren
Dauer zwölf Monate überschreitet.

(s) Als Betriebstätten gelten nicht:
a) die Benutzung von Einrichtungen aus-

schließlich zur Lagerung, Ausstellung oder
Auslieferung von dem Unternehmen ge-
hörenden Gütern oder Waren;

b) das Unterhalten eines Bestandes von dem
Unternehmen gehörenden Gütern oder
Waren ausschließlich zur Lagerung, Aus-
stellung oder Auslieferung;

c) das Unterhalten eines Bestandes von dem
Unternehmen gehörenden Gütern oder
Waren ausschließlich zur Bearbeitung oder
Verarbeitung durch ein anderes Unter-
nehmen;

d) das Unterhalten einer festen Geschäftsein-
richtung ausschließlich zum Einkauf von
Gütern oder Waren oder zur Beschaffung
von Informationen für das Unternehmen;

e) das Unterhalten einer festen Geschäftsein-
richtung ausschließlich zur Werbung, zur
Erteilung von Auskünften, zur wissen-
schaftlichen Forschung oder zur Ausübung
ähnlicher Tätigkeiten, die vorbereitender
Art sind oder eine Hilfstätigkeit darstellen.

(4) Die Tatsache, daß eine Person in einem der
beiden Vertragstaaten für ein Unternehmen des
anderen Vertragstaates tätig ist — mit Ausnahme
eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Ab-
satzes 5 — begründet eine in dem erstgenannten
Vertragstaat gelegene Betriebstätte, wenn diese
Person eine Vollmacht besitzt, im Namen des
Unternehmens in diesem Vertragstaat Verträge
abzuschließen, und diese Vollmacht dort gewöhn-
lich ausübt, es sei denn, daß sich ihre Tätigkeit
auf den Einkauf von Gütern oder Waren für das
Unternehmen beschränkt.

(5) Ein Unternehmen eines der beiden Vertrag-
staaten wird nicht schon deshalb so behandelt, als
habe es eine Betriebstätte in dem anderen Ver-
tragstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen
Makler, Kommissionär oder einen anderen unab-
hängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen
im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätig-
keit handeln.

(6) Die Tatsache, daß eine juristische Person
mit Wohnsitz in einem der beiden Vertragstaaten
eine juristische Person beherrscht oder von einer
solchen beherrscht wird, die in dem anderen
Vertragstaat ihren Wohnsitz hat oder dort (ent-
weder durch eine Betriebstätte oder in anderer
Weise) ihre Tätigkeit ausübt, macht für sich allein
keine dieser juristischen Personen zur Betrieb-
stätte der anderen.

(7) Ein Versicherungsunternehmen eines der
beiden Vertragstaaten begründet eine Betrieb-
stätte in dem anderen Vertragstaat, wenn das
Unternehmen durch einen Vertreter — mit Aus-
nahme eines Vertreters im Sinne des Absatzes 5 —
im Gebiet des anderen Vertragstaates Prämien
empfängt, oder durch den Vertreter in diesem
Gebiet gelegene Risken versichert.
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Artikel 6
Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates un-

mittelbar oder mittelbar an der Geschäfts-
führung, der Kontrolle oder am Kapital
eines Unternehmens eines Vertragstaates
und eines Unternehmens des anderen Ver-
tragstaates beteiligt ist, oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel-
bar an der Geschäftsführung, der Kontrolle
oder am Kapital eines Unternehmens eines
Vertragstaates und eines Unternehmens des
anderen Vertragstaates beteiligt sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter-
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder
finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart
oder auferlegt werden, die von denen abweichen,
die zwischen unabhängigen Unternehmen ver-
einbart würden, so dürfen die Gewinne, die eines
der Unternehmen hätte erzielen können, wegen
dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den
Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und
entsprechend besteuert werden.

Artikel 7
(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem

der beiden Vertragstaaten Gewinne aus dem
Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im
internationalen Verkehr, so hat nur der Ver-
tragstaat das Besteuerungsrecht, in dem sich der
Or t der tatsächlichen Leitung des Unternehmens
befindet.

(2) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Vertragstaaten Gewinne aus dem Be-
trieb von Schiffen, die der Binnenschiffahrt
dienen, so hat nur der Vertragstaat das Besteue-
rungsrecht, in dem sich der O r t der tatsächlichen
Leitung des Unternehmens befindet.

(3) Befindet sich der O r t der tatsächlichen
Leitung eines Unternehmens der See- oder
Binnenschiffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er
als in dem Vertragstaat gelegen, in dem der
Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein
Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragstaat,
in dem die Person, die das Schiff betreibt, ihren
Wohnsitz hat.

(4) Absatz 1 gilt auch, wenn ein Unternehmen
der Schiffahrt oder der Luftfahrt eines der beiden
Vertragstaaten im Gebiet des anderen Vertrag-
staates eine Agentur für die Beförderung von
Personen oder Waren betreibt. Dies gilt jedoch
nur für Tätigkeiten, die unmittelbar mit dem
Betrieb der Schiffahrt oder Luftfahrt einschließ-
lich des Zubringerdienstes zusammenhängen.

(5) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 4
gelten auch für Beteiligungen von Unternehmen
der Luftfahrt an einem Pool oder einer Betriebs-
gemeinschaft.

(6) Dieser Artikel ist entsprechend auf die Ge-
werbesteuer anzuwenden, die von einer anderen
Bemessungsgrundlage als den Einkünften erhoben
wird.

Artikel 8
Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem

der beiden Vertragstaaten Einkünfte aus der
Veräußerung einer Beteiligung an einer Kapital-
gesellschaft, die ihren Wohnsitz in dem anderen
Vertragstaat hat, so hat der erstgenannte Ver-
tragstaat das Besteuerungsrecht für diese Ein-
künfte. Werden diese Einkünfte durch eine im
anderen Vertragstaat gelegene Betriebstätte er-
zielt, so steht das Besteuerungsrecht nur diesem
Vertragstaat zu.

Artikel 9
(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem

der beiden Vertragstaaten aus dem anderen Ver-
tragstaat Lizenzgebühren, so hat nur der Ver-
tragstaat das Besteuerungsrecht, in dem diese
Person ihren Wohnsitz hat.

(2) Lizenzgebühren im Sinne des Absatzes 1,
die von einer Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz
in einem der beiden Vertragstaaten an eine Per-
son mit Wohnsitz im anderen Vertragstaat be-
zahlt werden, die zu mehr als 50 v. H . am
Grund- oder Stammkapital der auszahlenden
Kapitalgesellschaft beteiligt ist, können abwei-
chend von den Bestimmungen des Absatzes 1 in
dem erstgenannten Vertragstaat besteuert wer-
den; die Steuer darf jedoch 10 v. H . des Roh-
betrages der Lizenzgebühren nicht übersteigen.
Auf Antrag des Empfängers der Lizenzgebühren
ist diese Steuer vom anderen Vertragstaat auf
seine Steuer anzurechnen, die auf diese Einkünfte
entfällt.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen
jeder Art , die für die Benutzung oder für das
Recht auf Benutzung von Urheberrechten an
literarischen, künstlerischen oder wissenschaft-
lichen Werken, einschließlich kinematographi-
scher Filme, von Patenten, Markenrechten,
Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen For-
meln oder Verfahren oder für die Benutzung
oder das Recht auf Benutzung gewerblicher,
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Aus-
rüstungen oder für die Mitteilung gewerblicher,
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfah-
rungen gezahlt werden.

(4) Gewinne aus der Veräußerung eines im Ab-
satz 3 angeführten Rechtes oder Vermögens-
wertes werden nur in dem Vertragstaat be-
steuert, in dem der Veräußerer seinen Wohnsitz
hat.

(5) Die Absätze 1, 2 und 4 sind nicht anzu-
wenden, wenn der Empfänger der Lizenz-
gebühren oder Gewinne mit Wohnsitz in einem
der beiden Vertragstaaten in dem anderen Ver-
tragstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen,
eine Betriebstätte hat und die Rechte oder Ver-
mögenswerte, für die die Lizenzgebühren ge-
zahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte
gehören. In diesem Fall ist Artikel 4 anzu-
wenden.
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(G) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem
Dritten besondere Beziehungen und übersteigen
deshalb die gezahlten Lizenzgebühren, gemessen
an der zugrunde liegenden Leistung, den Betrag,
den Schuldner und Gläubiger ohne diese Be-
ziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Ar-
tikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet.
In diesem Fall kann der übersteigende Betrag
nach dem innerstaatlichen Recht der Vertrag-
staaten und unter Berücksichtigung der anderen
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert wer-
den.

Artikel 10

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Vertragstaaten Dividenden, die von
einer Gesellschaft mit Wohnsitz in dem anderen
Vertragstaat gezahlt werden, so hat der Vertrag-
staat das Besteuerungsrecht, in dem diese Person
ihren Wohnsitz hat.

(2) Jedoch darf der Vertragstaat, in dem die
die Dividenden zahlende Gesellschaft ihren
Wohnsitz hat, diese Dividenden nach seinem
eigenen Recht besteuern; der Satz der von ihm
erhobenen Steuer darf aber nicht übersteigen:

a) 5 v. H. des Bruttobetrages der Dividenden,
wenn der Empfänger eine Gesellschaft
(ausgenommen eine Personengesellschaft)
ist, die unmittelbar über mindestens
25 v. H . des Kapitals der die Dividenden
zahlenden Gesellschaft verfügt;

b) 15 v. H. des Bruttobetrages der Dividenden
in allen anderen Fällen.

(3) Auf Antrag des Empfängers der Dividen-
den ist die Steuer, die gemäß Absatz 2 in dem
Vertragstaat erhoben wird, in dem die die Divi-
denden zahlende Gesellschaft ihren Wohnsitz
hat, vom anderen Vertragstaat auf seine Steuer
vom Einkommen, die auf diese Dividenden ent-
fällt, anzurechnen.

(4) Dividenden, die von einer Kapitalgesell-
schaft mit Wohnsitz in einem der beiden Ver-
tragstaaten an eine Kapitalgesellschaft mit
Wohnsitz in dem anderen Vertragstaat gezahlt
werden, sind in diesem anderen Staat von der
Besteuerung ausgenommen, aber nur insofern
die Dividenden gemäß den Gesetzen dieses Staa-
tes von der Besteuerung ausgenommen wären,
wenn beide Gesellschaften ihren Wohnsitz in
diesem Staat gehabt hätten. In diesem Fall sind
die Bestimmungen des Absatzes 3 nicht anzu-
wenden.

(5) Absatz 2 berührt nicht das Recht des Ver-
tragstaates, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ihren Wohnsitz hat, diese Dividen-
den mit dem vollen Satz im Abzugsweg an der
Quelle zu besteuern. Wenn die Steuer im Ab-
zugsweg erhoben wird, ist sie, soweit sie die im
Absatz 2 festgelegten Steuersätze übersteigt, auf
Antrag rückzuerstatten. Der Antrag auf
Rückerstattung muß innerhalb von zwei Jahren

nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die der
Steuer unterliegende Leistung fällig geworden
ist, bei der zuständigen Behörde des Wohnsitz-
staates eingebracht werden.

(6) Die obersten Finanzbehörden der beiden
Vertragstaaten werden sich über das Verfahren
zur Durchführung der Entlastung von den im
Abzugsweg an der Quelle erhobenen Steuern
von Dividenden, insbesondere über die Form der
erforderlichen Bescheinigungen und Anträge,
über die Art der beizubringenden Beweise sowie
über die gegen die mißbräuchliche Geltendma-
chung von Entlastungsansprüchen zu treffenden
Maßnahmen verständigen. Hiebei soll keiner der
beiden Vertragstaaten verpflichtet werden, Maß-
nahmen zu treffen, die seiner Gesetzgebung nicht
entsprechen.

(7) Bezüglich der Ansprüche, die nach Absatz 2
den Angehörigen diplomatischer oder konsula-
rischer Vertretungen sowie den internationalen
Organisationen, ihren Organen und Beamten zu-
stehen, sind folgende Regeln anzuwenden!:

a) Bei Angehörigen einer diplomatischen oder
konsularischen Vertretung des einen Ver-
tragstaates, die im anderen Vertragstaat
oder in dritten Staaten residieren und die
Staatsangehörigkeit des Entsendestaates
besitzen, gilt der Wohnsitz als in diesem
letzteren Vertragstaat gelegen, sofern sie
dort zur Entrichtung direkter Steuern von
Dividenden, die im anderen Vertragstaat
einer im Abzugsweg an der Quelle erhobe-
nen Steuer unterliegen, verpflichtet sind.

b) Internationale Organisationen und ihre Or-
gane sowie die Beamten solcher Organisa-
tionen und das Personal diplomatischer oder
konsularischer Vertretungen eines dritten
Staates, die sich in einem der beiden
Vertragstaaten aufhalten oder dor t resi-
dieren und in diesem Vertragstaat von der
Entrichtung direkter Steuern von Dividen-
den befreit sind, haben keinen Anspruch
auf Entlastung von den im anderen Ver-
tragstaat im Abzugsweg an der Quelle er-
hobenen Steuern.

(8) Steht dem Einkommensempfänger bereits
nach der Gesetzgebung des die Steuern erheben-
den Staates ein Anspruch auf völlige Entlastung
von den Quellensteuern zu, so kann die Ent-
lastung nicht gemäß Absatz 5 dieses Artikels,
sondern nur nach der inneren Gesetzgebung des
genannten Staates erfolgen.

(9) Absatz 2 berührt nicht die Besteuerung der
Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus
denen die Dividenden gezahlt werden.

(10) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Dividenden" bedeutet Einkünfte aus
Aktien, Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen,
Gründeranteilen oder anderen Rechten mit
Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Ge-
sellschaftsanteilen stammenden Einkünften,
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die nach dem Steuerrecht des Staates, in
dem die ausschüttende Gesellschaft ihren Wohn-
sitz hat, den Einkünften aus Aktien gleichge-
stellt werden. Einkünfte aus Forderungen oder
aus Beteiligungen als stiller Gesellschafter gelten
nicht als Dividenden.

(11) Die vorhergehenden Absätze sind nicht an-
zuwenden, wenn der Dividendenempfänger mit
Wohnsitz in einem der beiden Vertragstaaten
in dem anderen Vertragstaat, in dem die die
Dividenden zahlende Gesellschaft ihren Wohn-
sitz hat , eine Betriebstätte ha t und die Beteili-
gung, für die die Dividenden gezahlt werden,
tatsächlich zu " dieser Betriebstätte gehört. In
diesem Fall ist Artikel 4 anzuwenden.

Artikel 11 .

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Vertragstaaten aus dem anderen Ver-
tragstaat Zinsen, so hat nur der Vertragstaat das
Besteuerungsrecht, im dem diese Person ihren
Wohnsitz hat .

(2) Die Bestimmungen des Artikels 10 Ab-
sätze 5 bis 8 sind sinngemäß anzuwenden.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Zinsen" bedeutet Einkünfte aus öffent-
lichen Anleihen), aus Obligationen, auch wenn
sie durch Pfandrecht an Grundstücken gesichert
oder mit einer Gewinnbeteiligung ausgestattet
sind, und aus Forderungen jeder Art, sowie alle
anderen Einkünfte, die nach dem Steuerrecht
des Staates, aus dem sie stammen, den Einkünf-
ten aus Darlehen gleichgestellt werden. Einkünfte
aus Beteiligungen als stiller Gesellschafter gelten
nicht als Zinsen.

(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der
Zinsenempfänger mit Wohnsitz in einem der
beiden Vertragstaaten in dem anderen Vertrag-
staat, aus dem die Zinsen stammen, eine Betrieb-
stätte hat und die Forderung, für die die Zinsen
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte
gehört. In diesem Fall ist Artikel 4 anzuwenden.

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläu-
biger oder zwischen jedem von ihnen und einem
Drit ten besondere Beziehungen und übersteigen
deshalb die gezahlten Zinsen, gemessen an der
zugrunde liegenden Forderung, den Betrag, den
Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehun-
gen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur
auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem
innerstaatlichen Recht der Vertragstaaten und
unter Berücksichtigung der anderen Bestimmun-
gen dieses Abkommens besteuert werden.

Artikel 12

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Vertragstaaten Einkünfte aus einem
freien Beruf oder aus sonstiger selbständiger Tä-
tigkeit ähnlicher Art , so hat nur dieser Staat
das Besteuerungsrecht, es sei denn, daß die Per-

son für die Ausübung ihrer Tätigkeit in dem
anderen Vertragstaat regelmäßig über eine feste
Einrichtung verfugt. Verfügt sie über eine solche
feste Einrichtung, so sind diese Einkünfte in dem
anderen Vertragstaat zu besteuern, aber nur in-
soweit, als sie dieser festen Einrichtung zuzu-
rechnen sind.

(2) Als freier Beruf gilt insbesondere die selb-
ständige wissenschaftliche, künstlerische, schrift-
stellerische, unterrichtende oder erzieherische Er-
werbstätigkeit und die selbständige Erwerbs-
tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Architekten,
Ingenieure, Wirtschaftstreuhänder und Patentan-
wälte.

Artikel 13.

(1) Bezieht eine natürliche Person mit Wohn-
sitz in einem der beiden Vertragstaaten als Mit-
glied eines Aufsichtsrates oder Verwaltungsrates
oder als nichtgeschäftsführendes Mitglied ähn-
licher Organe Vergütungen von einer juristischen
Person, die ihren Wohnsi tz in dem anderen Ver-
tragstaat hat, so h a t der andere Vertragstaat das
Besteuerungsrecht für diese Vergütungen.

(2) Absatz 1 gilt nu r für Vergütungen, die für
eine beaufsichtigende Tät igkei t gewährt werden.
Vergütungen für eine andere Tätigkeit sind nach
den Artikeln 12 oder. 14 zu behandeln.

Artikel 14.

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsi tz in einem
der beiden Vertragstaaten Gehälter, Löhne oder
ähnliche Vergütungen aus unselbständiger Arbeit,
so hat, vorbehaltlich der Artikel 16 und 17, nur
dieser Staat das Besteuerungsrecht, es sei denn,
daß die Arbeit in dem anderen Vertragstaat aus-
geübt wird. Wi rd die Arbeit do r t ausgeübt, so
werden die dafür bezogenen Vergütungen in
diesem anderen Staat besteuert.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 werden Vergü-
tungen, die eine Person mi t Wohnsi tz in einem
der beiden Vertragstaaten für eine in dem an-
deren Vertragstaat ausgeübte unselbständige Ar-
beit bezieht, nu r in dem erstgenannten Staat be-
steuert, wenn:

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat
insgesamt nicht länger als 183 Tage wäh-
rend des betreffenden Kalenderjahres auf-
hält und

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber
oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden,
der nicht in dem anderen Staat seinen
Wohnsitz ha t , und

c) die Vergütungen nicht von einer Betrieb-
stätte oder einer festen Einrichtung getra-
gen werden, die der Arbeitgeber in dem
anderen Staat hat .

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmun-
gen dieses Artikels können Vergütungen für
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Dienstleistungen, die an Bord eines Seeschiffes
oder Luftfahrzeuges im internationalen Verkehr
oder an Bord eines Schiffes, das der Binnenschiff-
fahrt dient, erbracht werden, in dem Vertrag-
staat besteuert werden, in dem sich der Ort der
tatsächlichen Leitung des Unternehmens befindet.

(4) Absatz 1 gilt nicht für Studenten einer
Hochschule, technischen Schule oder ähnlichen
Lehranstalt eines der beiden Vertragstaaten, die
gegen Entgelt bei einem Unternehmen in dem
anderen Vertragstaat nicht länger als 183 Tage
während eines Kalenderjahres beschäftigt werden,
um eine praktische Ausbildung zu erhalten.

Artikel 15

Ungeachtet der Bestimmungen der Artikel 12
und 14 Absatz 2 werden Einkünfte, die berufs-
mäßige Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rund-
funk- oder Fernsehkünstler und Musiker sowie
Sportler, mit Wohnsitz in einem der beiden
Vertragstaaten aus ihrer in dieser Eigenschaft in
dem anderen Vertragstaat persönlich ausgeübten
Tätigkeit beziehen, nur in dem Vertragstaat be-
steuert, in dem sie diese Tätigkeit ausüben.

Artikel 16

Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Vertragstaaten Ruhegehälter und
ähnliche Vergütungen, die für frühere unselb-
ständige Arbeit gezahlt werden, so hat, vorbe-
haltlich der Bestimmungen des Artikels 17 Ab-
satz 1, nur der Vertragstaat das Besteuerungs-
recht, in dem diese Person ihren Wohnsitz hat.

Artikel 17

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Vertragstaaten Einkünfte aus Ge-
hältern, Löhnen oder ähnlichen Vergütungen
oder aus Ruhegehältern, Witwen- und Waisen-
pensionen, die der andere Staat oder die Länder,
Gemeinden oder Gemeindeverbände oder andere
Körperschaften des öffentlichen Rechtes jenes
anderen Staates für gegenwärtige oder frühere
Dienste oder Arbeitsleistungen gewähren, so hat
abweichend von den Bestimmungen der Artikel
14 und 16 dieser andere Staat das Besteuerungs-
recht für diese Einkünfte. Das gleiche gilt auch
für Bezüge aus der gesetzlichen Sozialversicherung
dieses anderen Staates.

(2) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit
einer kaufmänischen oder gewerblichen Tätigkeit
eines der Vertragstaaten oder einer seiner Ge-
bietskörperschaften oder einer der im Absatz 1
genannten Körperschaften des öffentlichen Rech-
tes erbracht werden, finden die Artikel 14 und 16
Anwendung.

(3) Ob eine Körperschaft eine solche des öffent-
lichen Rechtes ist, wird nach den Gesetzen des
Staates entschieden, in dem sie errichtet ist.

Artikel 18

Zahlungen, die ein Student oder Lehrling aus
einem der Vertragstaaten, der sich in dem an-
deren Vertragstaat ausschließlich zum Studium
oder zur Ausbildung aufhält, für seinen Unter-
halt, sein Studium oder seine Ausbildung erhält,
werden in diesem anderen Vertragstaat nicht
besteuert, sofern ihm diese Zahlungen aus
Quellen außerhalb dieses anderen Staates zu-
fließen.

Artikel 19

(1) Das Besteuerungsrecht für Vermögen einer
Person mit Wohnsitz in einem der beiden Ver-
tragstaaten, soweit es besteht aus:

a) unbeweglichem Vermögen (Artikel 3),
b) Vermögen, das einem gewerblichen Unter-

nehmen dient (Artikel 4 und 7),
c) Vermögen, das der Ausübung freier Berufe

dient (Artikel 12),
hat der Vertragstaat, dem das Besteuerungsrecht
für die Einkünfte aus diesem Vermögen zusteht.

(2) Das Besteuerungsrecht für anderes Ver-
mögen einer Person hat der Vertragstaat, in dem
diese Person ihren Wohnsitz hat.

(3) Anteile an einer Kapitalgesellschaft mit
Wohnsitz in einem der beiden Vertragstaaten,
die einer Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz in
dem anderen Vertragstaat gehören, sind in dem
anderen Vertragstaat von der Besteuerung aus-
genommen, sofern diese Anteile gemäß den Ge-
setzen dieses anderen Vertragstaates von der Be-
steuerung ausgenommen wären, wenn die beiden
Gesellschaften ihren Wohnsitz in diesem anderen
Staat gehabt hätten.

Artikel 20

(1) Einkünfte und Vermögen, die nach den Be-
stimmungen dieses Abkommens der Besteuerung
in einem der beiden Vertragstaaten unterliegen,
dürfen in dem anderen Vertragstaat auch nicht
durch Abzug an der Quelle besteuert werden.
Vorbehalten bleiben die Bestimmungen der Ar-
tikel 9, 10 und 11.

(2) Ungeachtet der Bestimmung des Absatzes 1
beschränkt dieses Abkommen nicht die Befugnis
jedes der beiden Vertragstaaten, die Steuern bei
jenen Personen, die ihren Wohnsitz in seinem
Gebiet haben, auf die ihm zur Besteuerung zu-
gewiesenen Einkommensteile oder Vermögens-
teile zu den dem Gesamteinkommen oder Ge-
samtvermögen der Steuerpflichtigen entsprechen-
den Sätzen zu berechnen.

Artikel 21

Dieses Abkommen berührt nicht den Anspruch
auf etwaige weitergehende Befreiungen, die nach
den allgemeinen Regeln des Völkerrechtes oder
besonderen Vereinbarungen den Angehörigen der
diplomatischen oder konsularischen Vertretungen
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zustehen. Soweit auf Grund solcher weitergehen-
den Befreiungen Einkünfte und Vermögen im
Empfangstaat nicht besteuert werden, bleibt die
Besteuerung dem Entsendestaat vorbehalten.

Artikel 22

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates
dürfen in dem anderen Vertragstaat keiner Be-
steuerung oder einer damit zusammenhängenden
Verpflichtung unterworfen werden, die anders
oder belastender ist als die Besteuerung und die
damit zusammenhängenden Verpflichtungen, de-
nen die Staatsangehörigen des anderen Staates
unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind
oder unterworfen werden können.

(2) Der Ausdruck „Staatsangehörige" bedeutet:
a) alle natürlichen Personen, die die Staatsan-

gehörigkeit eines Vertragstaates besitzen;
b) alle juristischen Personen, Personengesell-

schaften und anderen Personenvereinigun-
gen, die nach dem in einem Vertragstaat
geltenden Recht errichtet worden sind.

(3) Die Besteuerung von Betriebstätten, die ein
Unternehmen eines Vertragstaates in dem an-
deren Vertragstaat hat, darf in dem anderen
Vertragstaat nicht ungünstiger sein als die Be-
steuerung von Unternehmen dieses anderen
Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese
Bestimmung ist nicht dahin auszulegen, daß sie
einen Vertragstaat verpflichtet, den in dem ande-
ren Vertragstaat ansässigen Personen Steuerfrei-
beträge, -vergünstigungen und -ermäßigungen
auf Grund des Personenstandes oder der Fami-
lienlasten zu gewähren, die er den Personen ge-
währt, die ihren Wohnsitz in seinem Gebiet
haben.

(4) Die Unternehmen eines Vertragstaates, de-
ren Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar oder
mittelbar, einer Person mit Wohnsitz in dem
anderen Vertragstaat oder mehreren solchen Per-
sonen gehört oder der Kontrolle dieser Person
unterliegt, dürfen in dem erstgenannten Ver-
tragstaat keiner Besteuerung oder einer damit
zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen
werden, die anders oder belastender ist als die
Besteuerung und die damit zusammenhängenden
Verpflichtungen, denen ähnliche Unternehmen
des erstgenannten Staates unterworfen sind oder
unterworfen werden können.

(5) Der Ausdruck „Besteuerung" bezieht sich
auf Steuern im Sinne dieses Abkommens.

Artikel 23

(1) Ist eine Person mit Wohnsitz in einem der
beiden Vertragstaaten der Auffassung, daß die
Maßnahmen eines Vertragstaates oder beider Ver-
tragstaaten für sie zu einer Besteuerung geführt
haben oder führen werden, die diesem Abkom-
men nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der
nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten

vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der obersten
Finanzbehörde des Vertragstaates unterbreiten, in
dem sie ihren Wohnsitz hat.

(2) Hält die oberste Finanzbehörde die Einwen-
dung für begründet und ist sie selbst nicht in
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizu-
führen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch
Verständigung mit der obersten Finanzbehörde
des anderen Vertragstaates so zu regeln, daß eine
dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung
vermieden wird.

(3) Die obersten Finanzbehörden der beiden
Vertragstaaten werden sich bemühen, Schwierig-
keiten oder Zweifel, die bei der Auslegung oder
Anwendung dieses Abkommens entstehen, in
gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie
können auch gemeinsam darüber beraten, wie
eine Doppelbesteuerung in Fällen, die in diesem
Abkommen nicht behandelt sind, vermieden wer-
den kann.

(4) Die obersten Finanzbehörden der beiden Ver-
tragstaaten können zur Herbeiführung einer Eini-
gung im Sinne der vorstehenden Absätze un-
mittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein
mündlicher Meinungsaustausch für die Herbei-
führung der Einigung zweckmäßig, so kann ein
solcher Meinungsaustausch in einer Kommission
durchgeführt werden, die aus Vertretern der
obersten Finanzbehörden der beiden Vertrag-
staaten besteht.

Artikel 24

(1) Die obersten Finanzbehörden der beiden
Vertragstaaten werden sich die Mitteilungen
machen, die zur Durchführung dieses Abkom-
mens, insbesondere zur Vermeidung von Steuer-
verkürzungen, notwendig sind. Die obersten
Finanzbehörden sind jedoch nicht verpflichtet,
Auskünfte zu erteilen, die nicht auf Grund der
bei den Finanzbehörden vorhandenen Unter-
lagen gegeben werden können, sondern geson-
derte Ermittlungen erfordern würden. Der Inhalt
der auf Grund dieses Artikels zur Kenntnis der
obersten Finanzbehörden gelangten Mitteilungen
ist geheimzuhalten, unbeschadet der Befugnis,
ihn Personen und Behörden zugänglich zu
machen, die nach den gesetzlichen Vorschriften
bei der Festsetzung oder Einhebung der Steuern
im Sinne dieses Abkommens mitwirken. Diese
Personen und Behörden haben die gleiche Ver-
pflichtung wie die obersten Finanzbehörden.

(2) Absatz 1 ist in keinem Fall so auszulegen,
daß einem der Vertragstaaten die Verpflichtung
auferlegt wird,

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen,
die seinen gesetzlichen Vorschriften oder
seiner Verwaltungspraxis widersprechen,

b) Einzelheiten mitzuteilen, deren Angabe
nach den gesetzlichen Vorschriften des einen
oder anderen Vertragstaates nicht gefordert
werden kann.
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(3) Mitteilungen, die ein gewerbliches oder be-
rufliches Geheimnis offenbaren würden, dürfen
nicht gegeben werden.

Artikel 25

Bei der Anwendung dieses Abkommens durch
einen der beiden Vertragstaaten ist, soweit sich
aus dem Zusammenhang nichts anderes ergibt,
jeder in diesem Abkommen nicht umschriebene
Begriff nach den Gesetzen dieses Vertragstaates
auszulegen, die sich auf die Steuern im Sinne
dieses Abkommens beziehen.

Artikel 26

(1) Dieses Abkommen findet keine Anwendung
auf Holdinggesellschaften im Sinne der beson-
deren luxemburgischen Gesetze (zurzeit Gesetze
vom 31. Juli 1929 und vom 27. Dezember 1937).
Es ist auch nicht auf Einkünfte anzuwenden, die
eine Person mit Wohnsitz in Österreich von
diesen Holdinggesellschaften bezieht, und für An-
teile an diesen Gesellschaften, die dieser Person
gehören.

(2) Dieses Abkommen erstreckt sich nicht auf
einmalige Abgaben vom Vermögen und vom Ver-
mögenszuwachs.

(3) Die beiden Vertragstaaten nehmen in Aus-
sicht, eine Hilfeleistung bei der Festsetzung und
Einhebung der den Gegenstand dieses Abkom-
mens bildenden Steuern in einem besonderen Ab-
kommen zu regeln.

Artikel 27

(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert werden
und die Ratifikationsurkunden sollen so bald wie

möglich in Wien ausgetauscht werden; es t r i t t mit
dem Austausch der Ratifikationsurkunden in
Kraft.

Artikel 28

Nach Austausch der Ratifikationsurkunden
finden die Bestimmungen des Abkommens für die
Steuerjahre Anwendung, die am oder nach dem
1. Jänner 1961 beginnen.

Artikel 29

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es
nicht von einem der beiden Vertragstaaten ge-
kündigt worden ist. Jeder Vertragstaat kann das
Abkommen unter Einhaltung einer sechsmonati-
gen Frist auf das Ende eines Kalenderjahres kün-
digen. In diesem Fall wird das Abkommen letzt-
mals auf die Steuern angewendet, die für die Zeit
bis zum 31. Dezember des Jahres erhoben wer-
den, zu dessen Ende die Kündigung erfolgt ist.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Staaten dieses Abkommen unterzeich-
net und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Luxemburg, am 18. Oktober
1962, in zweifacher Ausfertigung.

Für die Republik Österreich:

Dr. Lemberger

Für das Großherzogtum Luxemburg:

E. Schaus
P. Werner

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 30. April 1963.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:
Korinek

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Dieses Abkommen ist gemäß seinem Artikel 27 am 7. Feber 1964 in Kraft getreten.
Gorbach
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55.

Nachdem das am 8. Oktober 1963 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Republik Finnland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, welches also lautet:

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND DER REPU-
BLIK FINNLAND ZUR VERMEIDUNG
DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM
GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOM-

MEN UND VOM VERMÖGEN

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsident der Republik Finnland,
von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen
und vom Vermögen abzuschließen, haben zu
diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten er-
nannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Josef Stangelberger, Sektionschef

im Bundesministerium für Finanzen

Der Präsident der Republik Finnland:
Herrn Otso Wartiovaara, außerordentlichen

und bevollmächtigten Botschafter der Republik
Finnland in Wien

die, nachdem sie sich ihre Vollmachten mit-
geteilt und in guter und gehöriger Form befunden
haben, übereingekommen sind wie folgt:

Artikel 1

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in
einem Vertragstaat oder in beiden Vertrag-
staaten ansässig sind.

Artikel 2

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht
auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen, die für Rechnung
eines der beiden Vertragstaaten oder seiner Ge-
bietskörperschaften (in Finnland auch der Kir-
chengemeinden) erhoben werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen gelten alle Steuern, die vom Gesamt-
einkommen, vom Gesamtvermögen oder von
Teilen des Einkommens oder Vermögens er-
hoben werden, einschließlich der Steuern vom
Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder
unbeweglichen Vermögens.

(3) Zu den Steuern, für die dieses Abkommen
gilt, gehören zurzeit:
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a) in Finnland:
die Einkommen- und Vermögensteuer,
die Gemeindesteuer,
die Seemannsteuer und
die Kirchensteuer;

(im folgenden „finnische Steuer" genannt),

b) in Österreich:
die Einkommensteuer,
die Körperschaftsteuer,
der Beitrag vom Einkommen zur Förde-

rung des Wohnbaues und für Zwecke
des Familienlastenausgleiches,

die Aufsichtsratsabgabe,
die Gewerbesteuer einschließlich der Lohn-

summensteuer,
die Vermögensteuer,
die Grundsteuer,
die Abgabe von land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieben,
die Abgabe vom Bodenwert bei unbe-

bauten Grundstücken und
die Abgabe von Vermögen, die der

Erbschaftssteuer entzogen sind;

(im folgenden „österreichische Steuer" ge-
nannt).

(4) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder ähnlicher Art, die künftig neben
den bestehenden Steuern oder an deren Stelle
erhoben werden. Die zuständigen Behörden
der Vertragstaaten werden sich am Ende eines
jeden Jahres die in ihren Steuergesetzen einge-
tretenen Änderungen mitteilen.

Artikel 3

(1) In diesem Abkommen, soweit der Zusam-
menhang nichts anderes erfordert:

a) bedeuten die Begriffe „ein Vertragstaat"
und „der andere Vertragstaat" die Republik
Finnland oder die Republik Österreich,
wie es der Zusammenhang erfordert;

b) umfaßt der Begriff „Person" natürliche
Personen, Gesellschaften, Personenvereini-
gungen ohne Rechtspersönlichkeit sowie
ruhende Erbschaften nach finnischem Recht;

c) bedeutet der Begriff „Gesellschaft" juri-
stische Personen und solche Rechtsträger,
die steuerlich wie juristische Personen
behandelt werden;

d) bedeuten die Begriffe „Unternehmen eines
Vertragstaates" und „Unternehmen des
anderen Vertragstaates" ein Unternehmen,
das von einer in einem Vertragstaat ansässi-
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gen Person betrieben wird, und ein Unter-
nehmen, das von einer im anderen Vertrag-
staat ansässigen Person betrieben wird,
wie es der Zusammenhang erfordert;

e) bedeutet der Begriff „zuständige Behörde" :

1. in Finnland: das Finanzministerium,
2. in Österreich: das Bundesministerium

für Finanzen.

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens durch
einen Vertragstaat soll, sofern sich aus dem Zu-
sammenhang nichts anderes ergibt, jeder nicht
anders umschriebene Begriff die Bedeutung
haben, die ihm nach den Gesetzen dieses Staates
über die Steuern, die den Gegenstand dieses
Abkommens bilden, 2ukommt.

Art ikel 4

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet
der Begriff „eine in einem Vertragstaat ansässige
Person" eine Person, die nach den Gesetzen
dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes,
ihres ständigen Aufenthaltes, des Ortes ihrer
Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen
Merkmals steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person
in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt folgen-
des:

a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat
ansässig, in dem sie über eine ständige
Wohnstätte verfügt. Verfügt sie in beiden
Vertragstaaten über eine ständige Wohn-
stätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat
ansässig, zu dem sie die engeren persön-
lichen und wirtschaftlichen Beziehungen
hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen).

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem
Vertragstaat die Person die engeren per-
sönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen
hat, oder verfügt sie in keinem der Vertrag-
staaten über eine ständige Wohnstätte,
so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig,
in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt
hat.

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in beiden Vertragstaaten oder in
keinem der Vertragstaaten, so gilt sie als
in dem Vertragstaat ansässig, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzt.

(3) Ist nach Absatz 1 eine juristische Person
in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt sie
als in dem Vertragstaat ansässig, in dem sich
der Or t ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung
befindet. Dasselbe gilt auch für Personengesell-
schaften und andere Personenvereinigungen, die
nach den für sie maßgebenden innerstaatlichen Ge-
setzen keine juristischen Personen sind.
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Artikel 5

(1) Der Begriff „Betriebstätte" bedeutet eine
feste Geschäftseinrichtung, in der die Tätigkeit
des Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt
wird.

(2) Als Betriebstätten gelten insbesondere:
a) ein Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte,
f) ein Bergwerk, ein Steinbruch oder eine

andere Stätte der Ausbeutung von Boden-
schätzen,

g) eine Bauausführung oder Montage, deren
Dauer zwölf Monate überschreitet.

(3) Als Betriebstätten gelten nicht:
a) die Benutzung von Einrichtungen aus-

schließlich zur Lagerung, Ausstellung oder
Auslieferung von dem Unternehmen ge-
hörenden Gütern oder Waren;

b) das Unterhalten eines Bestandes von dem
Unternehmen gehörenden Gütern oder
Waren ausschließlich zur Lagerung, Aus-
stellung oder Auslieferung;

c) das Unterhalten eines Bestandes von dem
Unternehmen gehörenden Gütern oder Wa-
ren ausschließlich zur Bearbeitung oder Ver-
arbeitung durch ein anderes Unternehmen;

d) das Unterhalten einer festen Geschäfts-
einrichtung ausschließlich zum Einkauf von
Gütern oder Waren oder zur Beschaffung
von Informationen für das Unternehmen;

e) das Unterhalten einer festen Geschäftsein-
richtung ausschließlich zur Werbung, zur
Erteilung von Auskünften, zur wissen-
schaftlichen Forschung oder zur Ausübung
ähnlicher Tätigkeiten, die für das Unter-
nehmen vorbereitender Art sind oder eine
Hilfstätigkeit darstellen.

(4) Die Tatsache, daß eine Person in einem Ver-
tragstaat für ein Unternehmen des anderen
Vertragstaates tätig ist — mit Ausnahme eines
unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 5
— begründet eine in dem erstgenannten Staat
gelegene Betriebstätte, wenn diese Person eine
Vollmacht besitzt, im Namen des Unternehmens
in diesem Staat Verträge abzuschließen, und
diese Vollmacht dort gewöhnlich ausübt, es
sei denn, daß sich ihre Tätigkeit auf den Einkauf
von Gütern oder Waren für das Unternehmen
beschränkt.

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates
wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe
es eine Betriebstätte in dem anderen Vertrag-
staat, weil es dort Geschäftsbeziehungen durch
einen Makler, Kommissionär oder einen anderen
unabhängigen Vertreter unterhält, sofern diese
Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Ge-
schäftstätigkeit handeln.
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(6) Die Tatsache, daß eine in einem Vertrag-
staat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht
wird, die in dem anderen Vertragstaat ansässig
ist oder dort (entweder durch eine Betriebstätte
oder in anderer Weise) Geschäftsbeziehungen
unterhält, macht für sich allein die eine der beiden
Gesellschaften nicht zur Betriebstätte der anderen
Gesellschaft.

Artikel 6

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Ver-
tragstaates können nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, daß das Unternehmen
im anderen Vertragstaat eine gewerbliche Tätig-
keit durch eine dort gelegene Betriebstätte aus-
übt. Übt das Unternehmen eine gewerbliche
Tätigkeit in dieser Weise aus, so können die Ge-
winne des Unternehmens im anderen Staat
besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie
dieser Betriebstätte zugerechnet werden können.

(2) Absatz 1 gilt auch für Gewinne von als
Personengesellscnaften oder stillen Gesellschaften
geführten Unternehmen, die den Ort ihrer tat-
sächlichen Geschäftsleitung in einem der beiden
Vertragstaaten haben. Der Anteil am Gewinn
einer solchen Gesellschaft, der auf einen im
anderen Vertragstaat ansässigen Gesellschafter
entfällt und nicht einer in einem der beiden Ver-
tragstaaten gelegenen Betriebstätte zuzurechnen
ist, wird in dem Vertragstaat besteuert, in dem
dieser Gesellschafter ansässig ist.

(3) Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates
im anderen Vertragstaat eine gewerbliche Tätig-
keit durch eine dort gelegene Betriebstätte
aus, so sind dieser Betriebstätte in jedem der beiden
Staaten die Gewinne zuzurechnen, die sie als
selbständiges Unternehmen mit gleicher oder
ähnlicher Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen
Bedingungen und unabhängig von dem Unter-
nehmen, dessen Betriebstätte sie ist, hätte er-
zielen können.

(4) Bei der Ermittlung der aus der Tätigkeit
einer Betriebstätte erzielten Einkünfte ist grund-
sätzlich vom Bilanzergebnis der Betriebstätte
auszugehen. Dabei sollen alle der Betriebstätte
zurechenbaren Ausgaben einschließlich eines An-
teils an den allgemeinen Verwaltungskosten
des Unternehmens berücksichtigt, jedoch künst-
liche Gewinnverlagerungen ausgeschlossen wer-
den; insbesondere ist die Vereinbarung von Zin-
sen oder Lizenzgebühren zwischen den Betrieb-
stätten desselben Unternehmens unbeachtlich.

(5) In besonders gelagerten Fällen kann bei
der Ermittlung der Einkünfte der Gesamtgewinn
des Unternehmens aufgeteilt werden. Bei Ver-
sicherungsunternehmen kann in solchen Fällen
als Maßstab das Verhältnis der Rohprämien-
einnahmen der Betriebstätte zu den gesamten
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Rohprämieneinnahmen des Unternehmens zu-
grunde gelegt werden. Die zuständigen Behörden
der beiden Vertragstaaten sollen sich zu einem
möglichst frühen Zeitpunkt verständigen, wenn
dies für die Aufteilung der Einkünfte im einzelnen
Fall erforderlich ist.

Artikel 7

Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates un-

mittelbar oder mittelbar an der Geschäfts-
führung, der Kontrolle oder am Kapital
eines Unternehmens des anderen Vertrag-
staates beteiligt ist, oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel-
bar an der Geschäftsführung, der Kontrolle
oder am Kapital eines Unternehmens eines
Vertragstaates und eines Unternehmens
des anderen Vertragstaates beteiligt sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter-
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder
finanziellen Beziehungen Bedingungen verein-
bart oder auferlegt werden, die von denen ab-
weichen, die zwischen unabhängigen Unter-
nehmen vereinbart würden, so dürfen die Ge-
winne, die eines der Unternehmen hätte erzielen
können, wegen dieser Bedingungen aber nicht
erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens
zugerechnet und entsprechend besteuert werden.

Artikel 8

Einkünfte aus dem Betrieb von Schiffen
oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr
werden nur in dem Vertragstaat besteuert,
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts-
leitung des Unternehmens befindet.

Artikel 9

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Gesellschaft an eine in dem anderen
Vertragstaat ansässige Person zahlt, werden
in diesem anderen Staat besteuert.

(2} Soweit in einem Vertragstaat die Steuer
von inländischen Dividenden im Abzugsweg
an der Quelle erhoben wird, wird das Recht
zur Vornahme dieses Steuerabzuges durch Ab-
satz 1 nicht berührt. Wenn die Steuer im Ab-
zugsweg erhoben wird, ist sie auf Antrag rück-
zuerstatten. Der Antrag auf Rückerstattung
muß innerhalb von drei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die der Steuer unter-
liegende Leistung fällig geworden ist, bei der
zuständigen Behörde des Staates eingebracht
werden, in dem der Dividendenempfänger an-
sässig ist.

(3) Die zuständigen Behörden der beiden
Vertragstaaten werden sich über das Verfahren
zur Durchführung der Entlastung von den im
Abzugsweg an der Quelle erhobenen Steuern
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von Dividenden, insbesondere über die Form
der erforderlichen Bescheinigungen und Anträge,
über die Art der beizubringenden Beweise
sowie über die gegen die mißbräuchliche Geltend-
machung von Entlastungsansprüchen zu treffenden
Maßnahmen verständigen. Hiebei soll keiner der
beiden Staaten verpflichtet werden, Maßnahmen
zu treffen, die seiner Gesetzgebung nicht ent-
sprechen.

(4) Bezüglich der Ansprüche, die nach Ab-
satz 2 den Angehörigen diplomatischer oder
konsularischer Vertretungen sowie den inter-
nationalen Organisationen, ihren Organen und
Beamten zustehen, sind die folgenden Regeln
anzuwenden:

a) Angehörige einer diplomatischen oder kon-
sularischen Vertretung des einen Vertrag-
staates, die im anderen Staat oder in einem
dritten Staat residieren und die Staats-
angehörigkeit des Entsendestaates besitzen,
gelten als in diesem letzteren Staat ansässig,
sofern sie dort zur Entrichtung direkter
Steuern von Dividenden, die im anderen
Staat einer im Abzugsweg an der Quelle er-
hobenen Steuer unterliegen, verpflichtet
sind;

b) internationale Organisationen und ihre Or-
gane sowie die Beamten solcher Organi-
sationen und das Personal diplomatischer oder
konsularischer Vertretungen eines dritten
Staates, die sich in einem der beiden Ver-
tragstaaten aufhalten oder dort residieren
und in diesem Staat von der Entrichtung
direkter Steuern von Dividenden befreit
sind, haben keinen Anspruch auf Entlastung
von den im anderen Staat im Abzugsweg
an der Quelle erhobenen Steuern.

(5) Steht dem Einkommensempfänger bereits
nach der Gesetzgebung des steuererhebenden
Vertragstaates ein Anspruch auf völlige Entla-
stung von den Quellensteuern zu, so kann die
Entlastung nicht gemäß Absatz 2 dieses Artikels,
sondern nur nach der inneren Gesetzgebung
des genannten Staates erfolgen.

(6) Der in diesem Artikel verwendete Begriff
„Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien,
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen,
Gründeranteilen oder anderen Rechten — aus-
genommen Forderungen — mit Gewinnbeteili-
gung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen
stammende Einkünfte, die nach dem Steuerrecht
des Vertragstaates, in dem die ausschüttende
Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus
Aktien gleichgestellt sind.

(7) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn
der in einem Vertragstaat ansässige Empfänger
der Dividenden in dem anderen Vertragstaat,
in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft
ansässig ist, eine Betriebstätte hat und die Be-
teiligung, für die die Dividenden gezahlt werden,
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tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In
diesem Fall ist Artikel 6 über die Zurechnung
von Gewinnen an Betriebstätten anzuwenden.

(8) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem
anderen Vertragstaat, so darf dieser andere Staat
weder die Dividenden besteuern, die die Gesell-
schaft an nicht in diesem anderen Staat ansässige
Personen zahlt, noch Gewinne der Gesellschaft
einer Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne
unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividen-
den oder die nicht ausgeschütteten Gewinne
ganz oder teilweise aus in diesem anderen Staat
erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen.

Artikel 10

(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen
und an eine in dem anderen Vertragstaat ansässige
Person gezahlt werden, werden in diesem anderen
Staat besteuert.

(2) Die Bestimmungen des Artikels 9 Absätze 2
bis 5 sind sinngemäß anzuwenden.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Begriff
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen
Anleihen, aus Obligationen, auch wenn sie durch
Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit
einer Gewinnbeteiligung ausgestattet sind, und
aus Forderungen jeder Art , sowie alle anderen
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates,
aus dem sie stammen, den Einkünften aus Dar-
lehen gleichgestellt sind.

(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der
in einem Vertragstaat ansässige Empfänger
der Zinsen in dem anderen Vertragstaat, aus
dem die Zinsen stammen, eine Betriebstätte
hat und die Forderung, für die die Zinsen ge-
zahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte
gehört. In diesem Fall ist Artikel 6 über die
Zurechnung von Gewinnen an Betriebstätten
anzuwenden.

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb
die gezahlten Zinsen, gemessen an der zugrunde
hegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner
und Gläubiger ohne diese Beziehungen verein-
bart hätten, so wird dieser Artikel nur auf diesen
letzten Betrag angewendet. In diesem Fall
kann der übersteigende Betrag nach dem inner-
staatlichen Recht der Vertragstaaten und unter
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen
dieses Abkommens besteuert werden.

Artikel 11

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat
stammen und an eine in dem anderen Vertrag-
staat ansässige Person gezahlt werden, werden
nur in diesem anderen Staat besteuert.

(2) Lizenzgebühren im Sinne des Absatzes 1,
die von einer in einem der beiden Vertragstaaten
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ansässigen Kapitalgesellschaft an eine im anderen
Staat ansässige Person gezahlt werden, die zu
mehr als 50 vom Hundert am Grund- oder
Stammkapital der auszahlenden Kapitalgesell-
schaft beteiligt ist, können abweichend von den
Bestimmungen des Absatzes 1 in dem erst-
genannten Staat besteuert werden; die Steuer
darf jedoch 10 vom Hundert des Rohbetrages der
Lizenzgebühren nicht übersteigen. Auf Antrag
des Empfängers der Lizenzgebühren ist diese
Steuer vom anderen Staat auf seine Steuer anzu-
rechnen, die auf diese Einkünfte entfallt.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Begriff
„Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder
Art, die für die Benutzung oder für das Recht
auf Benutzung von Urheberrechten an literari-
schen, künstlerischen oder wissenschaftlichen
Werken, einschließlich kinematographischer
Filme, von Patenten, Markenrechten, Mustern
oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder
Verfahren oder für die Benutzung oder das
Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmänni-
scher oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder
für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer
oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt
werden.

(4) Einkünfte aus der Veräußerung eines im
Absatz 3 angeführten Rechtes oder Vermögens-
wertes werden nur in dem Vertragstaat besteuert,
in dem der Veräußerer ansässig ist.

(5) Die Absätze 1, 2 und 4 sind nicht anzu-
wenden, wenn der Empfänger der Lizenzgebüh-
ren oder Einkünfte in dem Vertragstaat, aus dem
die Lizenzgebühren stammen, eine Betriebstätte
hat und die Rechte oder Vermögenswerte, für
die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsäch-
lich zu dieser Betriebstätte gehören. In diesem
Fall ist Artikel 6 über die Zurechnung von
Gewinnen an Betriebstätten anzuwenden.

(6) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubi-
ger oder zwischen jedem von ihnen und einem
Dritten besondere Beziehungen und übersteigen
deshalb die gezahlten Lizenzgebühren, gemessen
an der zugrunde liegenden Leistung, den Betrag,
den Schuldner und Gläubiger ohne diese Be-
ziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Arti-
kel nur auf diesen letzten Betrag angewendet.
In diesem Fall kann der übersteigende Betrag
nach dem innerstaatlichen Recht der Vertrag-
staaten und unter Berücksichtigung der anderen
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert
werden.

Artikel 12

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
werden in dem Vertragstaat besteuert, in dem
dieses Vermögen liegt.

(2) Der Begriff „unbewegliches Vermögen"
bestimmt sich nach dem Recht des Vertrag-



21. Stück — Ausgegeben am 3. April 1964 — Nr . 55 567

Staates, in dem das Vermögen liegt. Der Begriff
umfaßt in jedem Fall das Zubehör zum unbeweg-
lichen Vermögen, das lebende und tote Inventar
land- und forstwirtschaftlicher Unternehmen,
die Rechte, auf die die Vorschriften des Privat-
rechtes über Grundstücke Anwendung finden,
die Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen
sowie die Rechte auf veränderliche oder feste
Vergütungen für die Ausbeutung von Mineral-
vorkommen, Quellen und anderen Bodenschät-
zen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Einkünfte
aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung
oder Verpachtung sowie jeder anderen Art
der Nutzung unbeweglichen Vermögens, ein-
schließlich der Einkünfte aus land- und forst-
wirtschaftlichen Unternehmen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Ein-
künfte aus unbeweglichem Vermögen anderer
als land- und forstwirtschaftlicher Unternehmen
und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen,
das der Ausübung eines freien Berufes dient.

Artikel 13

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweg-
lichen Vermögens im Sinne des Artikels 12
Absatz 2 werden in dem Vertragstaat besteuert,
in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen
Vermögens, das den Bestandteil des Anlage-
vermögens einer Betriebstätte bildet, die ein
Unternehmen eines Vertragstaates im anderen
Vertragstaat unterhält, oder beweglichen Ver-
mögens, das zu einer festen Einrichtung gehört,
die einer in einem Vertragstaat ansässigen Person
im anderen Vertragstaat zur Ausübung eines
freien Berufes zur Verfügung steht, einschließ-
lich der Gewinne aus der Veräußerung einer
solchen Betriebstätte (gesondert oder zusammen
mit dem ganzen Unternehmen) oder einer solchen
festen Einrichtung, werden in diesem anderen
Staat besteuert. Jedoch werden Gewinne aus
der Veräußerung von im Artikel 22 Ziffer 3
angeführtem beweglichem Vermögen nur in
dem Vertragstaat besteuert, in dem dieses be-
wegliche Vermögen in Übereinstimmung mit
dem genannten Artikel besteuert wird.

(3) Gewinne aus der Veräußerung irgendeines
anderen als des in den Absätzen 1 und 2 angeführ-
ten Vermögens werden nur in dem Staat besteuert,
in dem der Veräußerer ansässig ist.

Art ikel 14

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Person aus einem freien Beruf oder
aus sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher
Art bezieht, werden nur in diesem Staat besteuert,
es sei denn, daß die Person für die Ausübung
ihrer Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat
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regelmäßig über eine feste Einrichtung verfügt.
Verfügt sie über eine solche feste Einrichtung,
so wird der Teil der Einkünfte, der dieser Ein-
richtung zuzurechnen ist, in diesem anderen
Staat besteuert.

(2) Der Begriff „freie Berufe" schließt insbe-
sondere die selbständige wissenschaftliche, lite-
rarische, künstlerische, erzieherische oder unter-
richtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätig-
keit der Ärzte, Zahnärzte, Rechtsanwälte, In-
genieure, Architekten und Wirtschaftstreuhänder
ein.

Artikel 15

(1) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen,
die eine in einem Vertragstaat ansässige Person
aus unselbständiger Arbeit bezieht, werden
nur in diesem Staat besteuert, es sei denn, daß
die Arbeit in dem anderen Vertragstaat ausge-
übt wird. In diesem Fall werden die für die Ar-
beit bezogenen Vergütungen in diesem anderen
Staat besteuert.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 werden Vergü-
tungen, die eine in einem Vertragstaat ansässige
Person für eine in dem anderen Vertragstaat
ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur
in dem erstgenannten Staat besteuert, wenn

a) der Empfänger der Vergütungen sich in
dem anderen Staat insgesamt nicht länger
als 183 Tage während des betreffenden
Steuerjahres aufhält,

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber
oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden,
der nicht in dem anderen Staat ansässig
ist, und

c) die Vergütungen nicht von einer Betrieb-
stätte oder einer festen Einrichtung ge-
tragen werden, die der Arbeitgeber in
dem anderen Staat hat.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels werden Vergütungen für Dienst-
leistungen, die an Bord eines Schiffes oder Luft-
fahrzeuges im internationalen Verkehr erbracht
werden, in dem Vertragstaat besteuert, in dem
sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung
des Unternehmens befindet.

(4) Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen,
die an eine in einem Vertragstaat ansässige
Person für frühere unselbständige Arbeit ge-
zahlt werden, werden in diesem Staat besteuert.

Art ikel 16

(1) Gehälter, Löhne und andere ähnliche
Vergütungen sowie Ruhegehälter einschließ-
lich der Witwen- und Waisenpensionen, die
von einem Vertragstaat oder einer seiner Ge-
bietskörperschaften, in Finnland auch der Kirchen-
gemeinden, oder einer anderen juristischen Person
des öffentlichen Rechtes unmittelbar oder aus
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einem von ihnen hiefür errichteten Sonderver-
mögen an eine natürliche Person für gegenwärtige
oder frühere Dienst- oder Arbeitsleistungen
gezahlt werden, werden in diesem Staat besteuert.
Das gleiche gilt auch für Bezüge aus der gesetz-
lichen Sozialversicherung.

(2) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit
einer kaufmännischen oder gewerblichen Tätig-
keit eines der Vertragstaaten oder einer der im
Absatz 1 genannten Körperschaften erbracht
werden, finden die Artikel 15 oder 17 Anwendung.

Artikel 17

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütun-
gen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem
Vertragstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft
als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungs-
rates einer Gesellschaft bezieht, werden in dem
Staat besteuert, in dem die Gesellschaft ansässig
ist.

Artikel 18

Einkünfte, die berufsmäßige Künstler, wie
Bühnen-, Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstler
und Musiker, sowie Sportler aus ihrer in dieser
Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit be-
ziehen, werden in dem Vertragstaat besteuert,
in dem sie diese Tätigkeit ausüben.

Artikel 19

Gehälter, Löhne und andere Vergütungen,
die von einem Professor oder Lehrer, der in
einem Vertragstaat ansässig ist, für eine Lehr-
tätigkeit bezogen werden, die an einer Universi-
tät, Hochschule oder höheren Lehranstalt des
anderen Vertragstaates während eines vorüber-
gehenden Aufenthaltes, der zwei Jahre nicht
übersteigt, ausgeübt wird, werden in dem anderen
Vertragstaat nicht besteuert.

Artikel 20

(1) Zahlungen, die ein Student oder Lehrling
aus einem Vertragstaat, der sich in dem anderen
Vertragstaat ausschließlich zum Studium oder
zur Ausbildung aufhält, für seinen Unterhalt,
sein Studium oder seine Ausbildung erhält,
werden in diesem anderen Staat nicht besteuert,
sofern ihm diese Zahlungen aus Quellen außer-
halb dieses anderen Staates zufließen.

(2) Entgelte, die die im Absatz 1 genannten,
in einem der beiden Vertragstaaten ansässigen
Personen für eine einen Zeitraum von 183 Tagen
im Kalenderjahr nicht übersteigende Beschäf-
tigung zur Erlangung einer praktischen Ausbil-
dung bei einem Unternehmen des anderen
Staates erhalten, werden in diesem anderen
Staat nicht besteuert.
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Artikel 21

Einkünfte einer in einem Vertragstaat ansässigen
Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht
ausdrücklich erwähnt sind, werden nur in diesem
Staat besteuert.

Artikel 22

Hinsichtlich der Steuern vom Vermögen
gilt folgendes:

1. Unbewegliches Vermögen im Sinne des
Artikels 12 wird in dem Vertragstaat besteuert,
in dem dieses Vermögen liegt.

2. Vorbehaltlich der Ziffer 1 wird Vermögen,
das Betriebsvermögen einer Betriebstätte eines
Unternehmens darstellt oder das zu einer der
Ausübung eines freien Berufes dienenden festen
Einrichtung gehört, in dem Vertragstaat be-
steuert, in dem sich die Betriebstätte oder die
feste Einrichtung befindet.

3. Schiffe und Luftfahrzeuge im internationalen
Verkehr sowie Vermögenswerte, die nicht un-
bewegliches Vermögen darstellen und dem Be-
trieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dienen,
werden in dem Vertragstaat besteuert, in dem
sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung
des Unternehmens befindet.

4. Alle anderen Vermögensteile einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person werden in diesem
Staat besteuert.

Artikel 23

Einkünfte aus einer ruhenden Erbschaft oder
das ihr zugehörige Vermögen werden nach den
Bestimmungen dieses Abkommens beim Er-
werber im anderen Staat insoweit besteuert,
als nicht der unverteilte Nachlaß selbst in dem
Vertragstaat, in dem der Erblasser seinen letzten
Wohnsitz gehabt hat, der Besteuerung für dieses
Einkommen oder Vermögen unterliegt.

Artikel 24

(1) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
Person Einkünfte aus dem anderen Vertragstaat
oder hat sie dort Vermögen und können diese
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem
Abkommen in dem letztgenannten Vertrag-
staat besteuert werden, so nimmt der erstge-
nannte Staat, vorbehaltlich des Absatzes 2,
diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der
Besteuerung aus; dieser Staat kann aber bei
der Festsetzung der Steuer für das übrige Ein-
kommen oder das übrige Vermögen dieser Person
den Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre,
wenn die betreffenden Einkünfte oder das be-
treffende Vermögen nicht von der Besteuerung
ausgenommen wären.

(2) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
Person Einkünfte aus dem anderen Vertragstaat
und können diese Einkünfte nach Artikel 11
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Absatz 2 in diesem anderen Vertragstaat besteuert
werden, so rechnet der erstgenannte Staat auf
die vom Einkommen dieser Person zu erhebende
Steuer den Betrag an, der der in dem anderen
Vertragstaat gezahlten Steuer entspricht. Der
anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil
der vor der Anrechnung ermittelten Steuer
nicht übersteigen, der auf die Einkünfte entfällt,
die aus dem anderen Vertragstaat bezogen werden.

Artikel 25

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates
dürfen in dem anderen Vertragstaat keiner Be-
steuerung oder einer damit zusammenhängenden
Verpflichtung unterworfen werden, die anders
oder belastender ist als die Besteuerung und die
damit zusammenhängenden Verpflichtungen,
denen die Staatsangehörigen des anderen Staates
unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind
oder unterworfen werden können.

(2) Der Begriff „Staatsangehörige" bedeutet:
a) alle natürlichen Personen, die die Staats-

angehörigkeit eines Vertragstaates besitzen;
b) alle juristischen Personen, Personengesell-

schaften und anderen Personenvereinigun-
gen, die nach dem in einem Vertragstaat
geltenden Recht errichtet worden sind.

Artikel 26

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige
Person der Auffassung, daß die Maßnahmen
eines Vertragstaates oder beider Vertragstaaten
für sie zu einer Besteuerung geführt haben oder
führen werden, die diesem Abkommen nicht
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach
innerstaatlichem Recht dieser Staaten vorgesehe-
nen Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Be-
hörde des Vertragstaates unterbreiten, in dem
sie ansässig ist.

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwen-
dung für begründet und ist sie selbst nicht in
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizu-
führen, so wird sie sich bemühen, den Fall
durch Verständigung mit der zuständigen Be-
hörde des anderen Vertragstaates so zu regeln,
daß eine dem Abkommen nicht entsprechende
Besteuerung vermieden wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung
dieses Abkommens entstehen, in gegenseitigem
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch
gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppel-
besteuerung in Fällen, die in diesem Abkommen
nicht behandelt sind, vermieden werden kann.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
können zur Herbeiführung einer Einigung im
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar



572 21. Stück — Ausgegeben am 3. April 1964 — Nr. 55

miteinander verkehren. Erscheint ein münd-
licher Meinungsaustausch für die Herbeiführung
der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher
Meinungsaustausch in einer Kommission durch-
geführt werden, die aus Vertretern der zuständi-
gen Behörden der Vertragstaaten besteht.

Artikel 27

(1) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten werden sich die Mitteilungen machen,
die erforderlich sind, um dieses Abkommen
durchzuführen, insbesondere um Steuerverkür-
zungen zu verhindern. Der Inhalt dieser Mit-
teilungen ist geheimzuhalten und nur solchen
Personen zugänglich zu machen, die nach den
gesetzlichen Vorschriften bei der Veranlagung
und Erhebung der Steuern im Sinne dieses
Abkommens mitwirken.

(2) In keinem Fall sollen die Bestimmungen
des Absatzes 1 so ausgelegt werden, daß sie
einem der Vertragstaaten die Verpflichtung
auferlegen:

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die
in Widerspruch zu den Gesetzen oder der
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen
Vertragstaates stehen;

b) Einzelheiten mitzuteilen, die nach den
Gesetzen oder im normalen Verwaltungs-
ablauf dieses oder des anderen Vertragstaa-
tes nicht erhältlich sind;

c) Nachrichten mitzuteilen, die ein Handels-,
Geschäfts-, gewerbliches oder Berufsge-
heimnis oder ein geheimes Verfahren offen-
baren würden, oder Nachrichten, deren
Bekanntgabe dem ordre public widerspre-
chen würde.

Artikel 28

Dieses Abkommen berührt nicht die steuer-
lichen Privilegien diplomatischer oder konsu-
larischer Beamter nach den allgemein anerkannten
Regeln des Völkerrechtes oder nach den Bestim-
mungen von besonderen Vereinbarungen.

Artikel 29

(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert werden,
und die Ratifikationsurkunden sollen so bald
wie möglich in Helsinki ausgetauscht werden.

(2) Das Abkommen tritt mit dem Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft und seine
Bestimmungen sind erstmals anzuwenden:

a) in Finnland:

für die Steuern des Steuerjahres 1963
(Veranlagungsjahr 1964),

b) in Österreich:
für die Steuern, die für die Zeit nach dem
31. Dezember 1962 erhoben werden.
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Artikel 30

Dieses Abkommen bleibt so lange in Kraft,
bis es von einem Vertragstaat gekündigt wird.
Jeder Vertragstaat kann das Abkommen durch
eine schriftliche Mitteilung auf diplomatischem
Weg unter Einhaltung einer sechsmonatigen
Frist auf das Ende eines Kalenderjahres kündigen.

In diesem Fall ist das Abkommen letztmals
anzuwenden:

a) in Finnland:
für die Steuern des Steuerjahres, in dem
die Kündigung ausgesprochen wurde,

b) in Österreich:
für die Steuern, die für das Kalenderjahr
erhoben werden, in dem die Kündigung
ausgesprochen wurde.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Vertragstaaten dieses Abkommen
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Wien, am 8. Oktober 1963,
in zweifacher Ausfertigung, in deutscher und
finnischer Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.

Für die Republik Österreich:

gez. Dr. Josef Stangelberger

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 18. Dezember 1963.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:
Korinek

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Dieses Abkommen ist gemäß seinem Artikel 29 Absatz 2 am 29. Jänner 1964 in Kraft
getreten.

Gorbach



574


